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zentrale Rechtsvorschrift ausdrücklich die Zulässigkeit des 
Erlasses örtlicher Regelungen auf dem betreffenden Sach­
gebiet vorsieht. Es muß in der Hand des zentralen Gesetz­
gebers liegen zu bestimmen, ob sich die Rechtsmaterie für 
eine Konkretisierung und Ausgestaltung entsprechend ört­
lichen Besonderheiten eignet oder dies sogar wünschens­
wert ist.

Nur in diesem Sinne kann auch § 55 Abs. 6 GöV aus­
gelegt werden. Dort heißt es ausdrücklich, daß Ortssat­
zungen „auf der Grundlage der Rechtsvorschriften“ be­
schlossen werden. Zwar bedeutet diese Formulierung zu­
nächst, daß Ortssatzungen nicht im Widerspruch zu 
zentralen Rechtsvorschriften stehen dürfen. Aber darin 
kann sich ihr Sinn nicht erschöpfen.

Wollte man § 55 Abs. 6 GöV so auslegen, daß die ört­
lichen Volksvertretungen auf allen Gebieten, auf denen 
sie staatliche Maßnahmen treffen dürfen — also praktisch 
auf allen Gebieten, die im GöV genannt sind —, auch in 
Ortssatzungen jedes Verhalten regeln können, dessen Re­
gelung durch zentrale Rechtsvorschriften nicht ausdrück­
lich untersagt ist, so hätte dies unübersehbare Konse­
quenzen. Beispielsweise könnte von einem solchen Stand­
punkt aus nichts dagegen eingewendet werden, wenn Orts­
satzungen neue Steuern einführen würden, zu denen in 
zentralen Rechtsvorschriften nichts gesagt ist, oder wenn 
sie die Genehmigung zum Erwerb eines Einfamilienhau­
ses an das Vorliegen einer Wohnungszuweisung des Er­
werbers knüpfen würden. Noch problematischer wäre es, 
wenn örtliche Regelungen auf den Gebieten des Gesund­
heitswesens, der Volksbildung oder des Erlaubniswesens 
ergingen.

§ 55 Abs. 6 GöV kann deshalb u. E. nur so ausgelegt 
werden, daß der Erlaß von Regelungen in Ortssatzungen 
und von anderen örtlichen Regelungen nur auf der Grund­
lage von Rechtsvorschriften zulässig ist, die dies ausdrück­
lich vorsehen. Daraus folgt für die Rechtsetzung der zen­
tralen Organe, daß sie erstens in Übereinstimmung mit den 
sich vollziehenden gesellschaftlichen Veränderungen neue 
Rechtsvorschriften mit dem notwendigen Konkretheits­
grad zu erlassen und zweitens zu prüfen haben, ob ge­
genwärtig oder künftig die Notwendigkeit oder das 
Bedürfnis besteht, hierzu konkretisierende oder ausgestal­
tende Regelungen auf örtlicher Ebene zu treffen. Bejahen­
denfalls ist dann in die zentrale Rechtsvorschrift eine ent­
sprechende Ermächtigung für die örtlichen Volksvertre­
tungen aufzunehmen.

Diesen Erfordernissen hat der Gesetzgeber in zahlrei­
chen zentralen Rechtsvorschriften auch Rechnung getra­
gen. So wird z. B. mit der am 1. Januar 1982 in Kraft ge­
tretenen VO über die Erhaltung, die Pflege und den 
Schutz der Bäume — BaumschutzVO — vom 28. Mai 1981 
(GBl. I Nr. 22 S. 273) die unterschiedliche grundsätzliche 
Regelung dieser Materie in örtlichen Baumschutzordnun­
gen beseitigt. Aus § 1 Abs. 2 BaumschutzVO, der auf ört­
liche Gehölz- und Baumschutzordnungen verweist, geht 
hervor, daß — abgesehen von der dort genannten mögli­
chen Abweichung von der zentralen Regelung — sich ört­
liche Baumschutzordnungen auf konkretisierende und 
ausgestaltende Regelungen zu beschränken haben. Der 
BaumschutzVO widersprechende Regelungen in örtlichen 
Baumschutzordnungen sind nicht mehr anzuwenden; so­
weit örtliche Regelungen weitergelten, müssen sie an die 
BaumschutzVO angepaßt werden.1'1 Aus der Tatsache, daß 
sich die zentrale Regelung auf die Erhaltung, die Pflege 
und den Schutz der Bäume beschränkt, ergibt sich auch, 
daß sie nicht Grundlage für örtliche Grünschutzordnungen 
sein kann.

Nur eine solche Betrachtung des Verhältnisses von zen­
tralen Rechtsvorschriften und Ortssatzungen entspricht 
u. E. der sozialistischen Gesetzlichkeit. Sie berücksichtigt die 
Einheitlichkeit der rechtlichen Anforderungen und Maß­
stäbe, das Anlegen gleicher Verhaltensmaßstäbe an for­
mal gleiches Verhalten sowie die Notwendigkeit der stän­
digen Anpassung der Rechtsvorschriften an die gesell­
schaftliche Entwicklung. Sie vermeidet, daß örtliche Volks­
vertretungen durch Regelungen, denen keine zentrale 
Ermächtigung zugrunde liegt, Widersprüche in das ein­
heitliche System des sozialistischen Rechts hineintragen. 
Und sie gewährleistet, daß örtliche Rechtsvorschriften stets 
von den zentralen Rechtsvorschriften ausgehen, auf ihnen 
beruhen und nicht gegen sie verstoßen.
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Sowohl für den Schutz des sozialistischen Eigentums als 
auch für die Leistungsfähigkeit derjenigen Einrichtungen, 
die im Rahmen des Ausleihdienstes entgeltlich oder aus 
gesellschaftlichen Fonds unentgeltlich Gegenstände aus- 
leihen, ist eine wirksame Reaktion beim Verzug mit der 
Rückgabe der Sachen erforderlich. Dem tragen die in inner­
betrieblichen Leitungsdokumenten der Ausleiheinrichtun­
gen festgelegten Maßnahmen (rechtzeitige erste und wie­
derholte Mahnungen, Aufforderungen zur Rücksprache, 
Hausbesuche), die Inanspruchnahme der Gerichte und auch 
die richtige Bestimmung und Realisierung der durch den 
Verzug entstehenden Zahlungsverpflichtungen des Ent­
leihers Rechnung.

Folgen der Nichtrückgabe eines geliehenen Gegenstandes 
bei der entgeltlichen Ausleihe

K.-H. M a t h e i o w e t z / E .  S i e g e r t 1  vertreten die Mei­
nung, daß bei der entgeltlichen Ausleihe auf der Grund­
lage der §§ 217 ff. ZGB i. V. m. der АО über den Ausleih­
dienst für Industriewaren durch den sozialistischen Einzel­
handel vdm 24. Juli 1967 (GBl. II Nr. 75 S. 539) die der 
Dauer des Verzugs gemäße Leihgebühr zu zahlen ist. In 
Ermangelung einer speziellen Regelung begründen sie 
diese Auffassung mit einem „nicht ausdrücklich geregelten


